
Hinweise für die Veröffentlichung von Fotos 
 
Rechtliche Lage 

Fotos, auf denen Personen abgebildet sind, enthalten personenbezogene Daten auch dann, 
wenn die Namen der Personen nicht genannt sind. Identifizierbar ist eine Person, wenn dem 
Foto ein Name zugeordnet werden kann. Nach der Datenschutz-Grundverordnung (DS-
GVO) sind „personenbezogene Daten“ alle Informationen, die sich auf eine identifizierbare 
natürliche Person beziehen. Für den Bezug zur Öffentlichkeit genügt es, wenn einzelne 
Personen, z. B. Vereinsmitglieder oder Nachbarn dem Foto einen Namen zuordnen können. 
 

Die neue DS-GVO enthält keine ausdrücklichen Regelungen für den Umgang und der Ver-
öffentlichung von Filmen oder Fotos und unterstellt, dass die allgemeinen Regelungen für 
personenbezogene Daten ausreichen. Dies wird unter Fachleuten konträr diskutiert und die 
bisherige Rechtsprechung wird mit Sicherheit noch einige Entscheidungen zu treffen haben.  
 
Das Kunsturhebergesetz (KUG) 
 
In Deutschland gibt es seit über einhundert Jahren gesetzliche Regelungen zum Recht am 
eigenen Bild. Diese sind in dem sogenannten Kunsturhebergesetz enthalten. Viele 
Bestimmungen dieses Gesetzes gelten heute nicht mehr. Jedoch die Regelungen, die das 
„Recht am eigenen Bild“ enthalten, sind bis zum heutigen Tag noch erhalten.  
 
Bildnisse dürfen nach § 22 KUG nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder 
öffentlich zu Schau gestellt werden. Die Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt, wenn der 
Abgebildete dafür eine Entlohnung erhalten hat. Nach dem Tode des Abgebildeten bedarf 
die Veröffentlichung bis zum Ablauf von 10 Jahren der Einwilligung der Angehörigen.  
Ohne die nach § 22 erforderliche Einwilligung dürfen nach § 23 KUG folgende Bildnisse zur 
Schau gestellt werden: 
 

1. Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte, 
 

2. Bilder, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder  
     sonstigen Örtlichkeit erscheinen, 
 

3. Bilder von Versammlungen, Aufzügen und ähnlichen Vorgängen, an denen die  
     dargestellten Personen teilgenommen haben, 
 

4. Bildnisse, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die Verbreitung oder  
     Schaustellung einem höheren Interesse der Kunst dient. 
 

Die Grundstruktur der Regelungen des KUG sind also klar: 
 

*  Als Grundregel gilt: Es ist eine Einwilligung der abgebildeten Personen erforderlich, 
 

* von dieser Grundregel (§ 22 KUG) gibt es einige Ausnahmen, die im § 23 KUG  
    enthalten sind.  
 
Die Einwilligung in diesem Sinn bedeutet, dass die Zustimmung vorher eingeholt werden 
muss. Wenn also eine Einwilligung erforderlich ist, bedeutet das, erst fragen, dann ver-
öffentlichen. Die Maßstäbe an das KUG sind streng. Deshalb kann man davon ausgehen, 
wer diese Forderungen berücksichtigt, erfüllt damit auch die Vorgänge der DS-GVO.  
 


